
in die Lage versetzen, ihre Forderungen durchzusetzen. 
Das sind die in den Betriebsordnungen festgelegten 
Disziplinarbefugnisse.

Die vom Betriebsleiter eingesetzten A u f s i c h t s ­
p e r s o n e n  müssen sich bei ihrer Aufgabe in erster 
Linie darüber klar sein, daß die persönliche Verant­
wortung der Betriebsleiter für den Gesundheits- und 
Arbeitsschutz des gesamten Betriebes sie nicht von 
ihrer persönlichen Verantwortlichkeit für ihren Ar­
b e i t s b e r e i c h  entbindet. Ihre Hauptaufgabe besteht 
darin, dafür zu sorgen, daß innerhalb ihres Arbeits­
bereichs eine maximale Arbeitssicherheit herrscht. Da­
zu gehören vorbildliche Arbeitsorganisation, aus­
reichende Schutzvorrichtungen, Ordnung und Sauber­
keit am Arbeitsplatz usw. Bei der Lösung ihrer Auf­
gaben müssen sich die Aufsichtspersonen gleichfalls auf 
die aktive Mitwirkung der Werktätigen stützen, ihre 
Vorschläge und Anregungen sorgfältig prüfen und 
realisieren. Den Aufsichtspersonen obliegt die ständige 
und systematische Schulung und Aufklärung der Be­
schäftigten ihres Bereichs über den Arbeitsschutz. Diese 
Belehrungen dürfen nicht, wie immer wieder fest­
gestellt werden muß, formal erfolgen. Zur wirksamen 
Durchsetzung des Arbeitsschutzes ist es vielmehr not­
wendig, über das — zum Schematismus verleitende — 
Belehrungssystem hinäus' zv einer ständigen Behand­
lung des Arbeits- und Gesundheitsschutzes in allen 
Produktions- und anderen Beratungen zu gelangen. 
Denn es kommt darauf an, nicht nur die in den 
Arbeitsschutzanordnungen enthaltenen Mindestforde­
rungen durchzusetzen, sondern den Arbeitsschutz 
ständig auf Grund der konkreten Arbeitsbedingungen 
und der wachsenden technischen Erkenntnisse zu ver­
bessern.

Eine für die Aufsichtspersonen besondere Aufgabe 
besteht in der exakten Untersuchung und Auswertung 
der Unfallursachen und in der ständigen Verbesserung 
der Sicherheitstechnik ihres Arbeitsbereichs.10 Die per­
sönliche Verantwortung der Aufsichtspersonen erfor­
dert auch von ihnen eine exakte Kontrolle der ange­
ordneten Maßnahmen und deren konsequente Durch­
setzung. Daran mangelt es in der Praxis sehr oft, weil 
sich eine Atmosphäre der falschen Kollegialität ent­
wickelt hat. Es ist daher erforderlich, daß dort, wo die 
Durchführung notwendiger Maßnahmen der Arbeits­
sicherheit vernachlässigt wird, mit entsprechenden 
Disziplinarmaßnahmen durchgegriffen wird.

Trotz dieser klaren Festlegungen der Verantwort­
lichkeit in den Gesetzen gibt es noch leitende Wirt­
schaftsfunktionäre, die versuchen, die ihnen obliegende 
Verantwortung auf andere abzuschieben. Auch Mängel 
in der Arbeit staatlicher oder gewerkschaftlicher 
Arbeitsschutzkontrollorgane können die Verantwortung 
der leitenden Wirtschaftsfunktionäre nicht aufheben 
oder einschränken. Unabhängig von Kontrollen durch 
diese Organe ist die Betriebs- bzw. Abteilungsleitung 
verpflichtet, eigene Maßnahmen zur Sicherheit von 
Leben und Gesundheit der Werktätigen zu treffen. 
Der Arbeits- und Gesundheitsschutz darf auch nicht 
dem Selbstlauf überlassen werden. Es kann in Zukunft 
nicht mehr geduldet werden, daß Vorschläge der 
Arbeiter zur Verbesserung ihrer Arbeitsbedingungen in 
irgendeiner Form ignoriert werden. Die Werktätigen 
haben ein Recht darauf, daß ihnen gesunde und gefahr­
lose Arbeitsplätze zur Verfügung gestellt werden. Die 
durch die Steigerung der Arbeitsproduktivität erzielten 
Ergebnisse können nur dann der Gesellschaft voll 
zugute kommen, wenn sie nicht durch das Unfall­
geschehen geschmälert oder gar zunichte gemacht wer­
den; denn durch Unfälle erleidet nicht nur ein Teil 
der Werktätigen Schaden an der Gesundheit, sondern 
es müssen Mittel für die Deckung der Kosten, die aus 
diesen Unfällen resultieren, zur Verfügung gestellt 
werden, die sonst zur Steigerung der Produktion, zur 
Verbesserung der kulturellen und sozialen Einrichtun­
gen usw. bereitgestellt werden können.

Kommen Betriebsleiter bzw. Aufsichtsführende den 
ihnen in den Arbeitsschutzanordnungen auferlegten 
Verpflichtungen nicht oder nur ungenügend nach, 
können sie — auch wenn eine Schädigung noch nicht 
eingetreten ist — entweder von den Arbeitsschutz-

10 vgl. Beschluß des Ministerrats 30/3 vom 15. März 1956, 
Arbeit und Sozialfürsorge 1956, S. 267.

Inspektionen mit einer Ordnungsstrafe belegt oder ge­
richtlich zur Verantwortung gezogen werden. Bei der 
Einleitung und Durchführung von gerichtlichen 
Arbeitsschutzverfahren ist es aber besonders wichtig, 
bereits in den Ermittlungen nicht nur die konkrete 
Verletzung der Arbeitsschutzanordnung, die zu diesem 
Unfall geführt hat, sondern auch das sonstige Verhalten 
des Beschuldigten zu den Fragen des Arbeitsschutzes 
umfassend auch in allen ihren positiven Seiten zu 
charakterisieren. Das war leider auch im Bernburger 
Ermittlungsverfahren nicht geschehen. Wurden durch 
einen Betriebsunfall Arbeiter verletzt, so müssen 
die Gerichte gewissenhaft prüfen, ob und welche Ver­
letzungen einer bestimmten Arbeitsschutzanordnung 
ursächlich dafür waren. Aus den Urteilen der Gerichte 
müssen die für den Arbeitsschutz Verantwortlichen, die 
sich in gleicher oder ähnlicher Lage befinden, exakt ent­
nehmen können, was sie tun müssen, um Unfälle zu 
verhindern.11

In den Betrieben, die wegen ihres Produktions­
prozesses besondere Gefahren in sich bergen, sind nach 
der Verordnung zum Schutze der Arbeitskraft Sicher­
heitsinspektionen zu bilden.11 12 13

Als betriebliche Funktionäre des Arbeitsschutzes sind 
die Sicherheitsinspektoren das verantwortliche Organ 
des Leiters des Betriebes. Ihre Aufgabe ist es, den 
Betriebsleiter auf dem Gebiete des Arbeitsschutzes zu 
beraten und zu unterstützen, damit er in der Lage ist, 
seiner persönlichen Verantwortung nachzukommen. 
Die Sicherheitsinspektoren der Betriebe haben für die 
Durchführung der ihnen vom Betriebsleiter übertra­
genen Aufgaben zu sorgen und vor allen Dingen vor­
beugende Maßnahmen zur Verhinderung von Unfällen 
einzuleiten. Gemäß § 12 der Verordnung über die Bil­
dung von Arbeitsschutzinspektionen gehören die Sicher­
heitsinspektoren zu dem im § 2 ASchVO festgelegten 
Personenkreis, dem die persönliche Verantwortung für 
den Gesundheits- und Arbeitsschutz übertragen ist.

Aus den vorstehenden Prinzipien der Verantwort­
lichkeit ergibt sich, daß die Werktätigen keine straf­
rechtliche Verantwortlichkeit bei der Verletzung von 
Arbeitsschutzanordnungen trifft. Schon daraus folgt, 
daß bei uns kein Raum ist für eine Theorie des Selbst­
verschuldens. Die Werktätigen tragen aber neben der 
sich aus der Arbeitsschutzanordnung Nr. 2 ergebenden 
rechtlichen Pflicht zur Einhaltung der Arbeitsschutz­
anordnungen auch die der sozialistischen Entwicklung 
immanente politisch-moralische Verantwortung für die 
Erhaltung ihrer Gesundheit.

Als spezielle Organe für die Gewährleistung der 
Sicherheit in den Betrieben stehen den Betriebsleitern 
auch die bei den WB bestehenden Sicherheitsinspek­
tionen zur Seite. Sie müssen den Betrieben eine stän­
dige auf die Schwerpunkte gerichtete Anleitung geben. 
Bei der Erfüllung ihrer Aufgaben müssen sich die Be­
triebsleiter auch stärker auf die territorialen Arbeits­
schutzinspektionen des FDGB stützen.12 Diese haben 
die Aufgabe, die Einhaltung der gesetzlichen Bestim­
mungen des Arbeitsschutzes in den Betrieben ihres 
Territoriums zu kontrollieren und für die Verbesserung 
der technischen Sicherheit zu sorgen. Dabei müssen sie 
mit den gewerkschaftlichen Leitungen in den Betrieben 
eng zusammen arbeiten und sie bei ihrer Arbeit unter­
stützen.

Die Lösung der Aufgaben auf dem Gebiet des Ar­
beitsschutzes ist, wie bereits erwähnt, ohne breiteste 
Mitwirkung der Werktätigen nicht möglich. Dement­
sprechend wirken die Gewerkschaften, die in der Er­
haltung des Lebens und der Gesundheit der Werk­
tätigen eine ihrer höchsten Aufgaben sehen, bei der 
Verwirklichung und Verbesserung des Arbeitsschutzes 
aktiv mit. Gemäß den Satzungen des FDGB sind in 
den Gewerkschaftsgruppen der Betriebe Arbeitsschutz­
obleute und bei den Betriebsgewerkschaftsleitungen 
Arbeitsschutzkommissionen tätig. Ihnen obliegt als 
Hauptaufgabe die Kontrolle der Einhaltung der Ar­
beitsschutzgesetze, der vorhandenen Arbeitsbedin-

11 vgl. dazu Urteil des OG vom 14. März 1956 — 2 Zst (HI) 
20/56 NJ 1956 S. 415.

12 über die Aufgaben der Sicherheitsinspektoren vgl. Arbeit 
und Sozialfürsorge 1959, S. 617.

13 vgl. Klein, Zur Arbeitsweise der Arbeitsschutzinspektion, 
Arbeit und Sozialfürsorge 1959, S. 109 ff.
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